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* Der Sturm gegen den
IKeicbskranzler.

Daß die Deirtschnationalen, die Unabhängigen , und die
Kommunisten gegen den Reichskanzler wegen sei¬
ner Haltung im Eisenbahner st reik ein Miß¬
trauensvotum beantragten , kann man schließlich verstehen.
Es sind die radikalen Parteien der Rechten und der Lin¬
ken , die von ihrem Standpunkt aus eine Politik der
Mitte nicht mitmachen wollen und gerne die Gelegenheit
ergreifen, einer Regierung Schwierigkeiten zu bereiten ,
die sich bemüht, in ihrer Politik die mittlere Listie fest¬
zuhalten . Daß eine solche Politik heute die einzig rickstige
und mögliche ist , lvissen wir . Und lvenn es noch Nachtrag -
lich eines Beweises dafür bedurft hätte , so erbringt eben
die Tatsache, daß äußerste Rechte und äußerste Linke,
jede von ihrem extremen Standpunkt aus , die Politik
des Reichskanzlers mißbilligen , diesen Beweis .

. Ganz anders aber liegen die Dinge bei der Deut -
schenVolkspartei . . Die Deutsche Völkspartei hatte
sich in der letzten Zeit mit bemerkenswerter Offenheit
und Enffchiedenheit zu einer Politik der Mitte
bekannt . Wenn sie jetzt im Reichstag gegen ein
Kabinett der Mitte Front macht — zumal in einer
Form , die viel schroffer ist, als die von den extremen
Parteien für zweckmäßig befundene —,so kann das nur
geschehen aus zwei Gründen : Entweder ist der Deutschen

"Völkspartei das Bekenntnis zu einer Politik der Mitte
leid geworden, oder aber die Partei opponiert aus per¬
sönlichen Motiven , aus Motivenpersönlicher
Verärgerung heraus . Wir glauben , daß der
zweite Beweggrund der entscheidende ist.

Schon nach der Ernennung Rathenaus zum Reichs-
außenminffter mußte dem Eingeweihten klar werden , daß
die Deuffche Bolkspartei im Reichstag n i ch t in der Lage
war , sachliche Erwägungen persönlichen
Wünschen und Ambitionen überzuord »
n « n . Rach Abschluß des Steuerkompromisses unter den
vier Parteien der Mitte war die Frage eines offiziellen
Hinzutritts der Deutschen Bolkspartei zur regierenden
Koalition akut geworden . Praktisch wäre dieser Hinzu -
tritt vor allem dadurch zum Ausdruck gekommen, daß die
Deutsche Volkspartei einige Ministersessel erhalten hätte .
Die führenden Organe der Deutschen Volkspartei stellten
sich nun sofort auf einen Standpunkt , der ungefähr nach
den VersenWilhelm Bnschs orientiert war : „Bescheidenheit
ist eine Zier , doch weiter kommt man ohne ibr "

. Und so
hat man denn wohl in den Kreisen der führenden Partei -
polittker der Deutschen Volkspartei fest damit gerechnet,
daß auch der Posten des Reichsaußenministers einem der
ihrigen, also wohl Herrn Stresemann , zufallen würde .

Der Reichskanzler besttmmte aus sachlich völlig ein-
wandsfreien Gründen und in Konsequenz seiner bis¬
herigen Außenpolittk Dr . Rathenau zum Reicksaußen¬
minister. Und sofort ging , wie auf ein verabredetes Zei¬
chen , der Spektakel los . Er wäre noch größer geworden ,
wenn nicht der Eisenbahnerstreik die Aufnierksamkeit ab-
gelentt hätte . Aber andererseits bot nun gerade der
Eisenbahner streik der Deutschen Volkspartei rm
Reichstag die willkommene Gelegenheit , ihr Mütchen an
dem Reichskanzler zu kühlen. Wir sind überzeugt , daß
eS dabei der Deutschen Volkspartei nicht nur darauf an -
gekommen ist , dem Reichskanzler einen Schrecken einzu¬
jagen, ihm eine „ empfindliche Warnung " zu erteilen ,
sondern, daß es ihr darauf ankommt , den Kanzler zu
stürzen .

Obwohl Dr . Wirth wahrlich immer wieder versucht hat ,
der Deutschen Volkspartei und den Volksschichten , die diese
Partei verttitt , entgegenzukommen, hat die Deuffche
Bolkspartei es doch nicht über sich vermocht, daS Kriegs -
bei! zu begraben. Sie hat es lediglich eine Zett lang ge¬
schickt versteckt und holt es jetzt bei, passender GÄegenheit
mit umso wilderer Gebärde wieder hervor . Und sie
formuliert eia Mißtrauensvotum , das überaus
üharf gehalten ist, und das von der offiziellen Parteipressein einer Weise kommenffert wird , die die persönliche
Gehässigkeit dem Reichskanzler gegen ,
über deutlich hervortreten läßt und eine Überbrückung
« S Gegensatzes zurzeit außerordentlich erschwert.

Durch dieses Verhalten hat die Deuffche Bolkspartei
«er Entwicklung unserer inneren Poliffk , die nach Ab»
'chmß des Steuerkompromisses einen erfreulich ruhigm
und verheißungsvollen Verlauf zn nehmen schien , erheb¬

lich geschadet . Sie hat ivetter der Autorität der
Reichsregierung , die auch nach dem Eisenbcchner-
stteik fest verankert dastand, einen neuen Streich
versetzt . Sachliche Motive können für ein derartiges
Verhalten nicht maßgebend sein. Und es dürfte wohl
kaum einen Poliffker in unserem Vaterlande geben, der
der Deutschen Volkspartei glauben wollte, wenn solche
Motive von ihr geltend gemacht werden . Die persön¬
liche Abneigung gegen den Reichskanzler, der unbezähm -
bare Drang nach maßgebendem Einfluß im Kabi¬
nett — ein Drang , der natürlich nur befriedigt werden
kann, wenn eine Persönlichkeit, wie Dr . Wirth nicht mehr
Kanzler ist — und das Verlangen einzelner Parteiführer
nach ganz bestimmten Ministeffesseln: alles dies erklärt
den Vorstoß der Deutschen Volkspartei zur Genüge .

Wie heute vom „Badischen Beobachter" mttgetellt wird ,
wird der Reichskanzler morgen unbedingte
Klarheit herbeiführen und deshalb eine Verschleie¬
rung des Dertrauensanttages nicht zulasten. Auch werde
er sich mit ein erMehrheitvonnur ganz we .
nigenStimmennichtzufriedengeben . Nach
Lage der Dinge kann nur dann eine hinreichende Mehrhett
zustande kommen, wenn außer dem Zentrum , den Mehr¬
heitssozialdemokraten und den Deiltschdemokraten, die
für den Reichskanzler sümmen werden , auch noch die
Bayerische Volkspartei und Teile der Unabhängigen ihre
Stimme für ihn abgeben, nnd wenn von gewissen Ab-
geordneten der Deutschen Volkspartei oder auch der Un¬
abhängigen Stimmenthaltung geübt wird .

Krittsch ist die Situatton zweifellos. Aber wir rechnen
damit , daß auch diese Krffis überwunden werden wird .
Schon unsere Außenpolitik erfordert eine solche Beilegung
der Krisis ruft gebieterischem 3tvang . Wir haben keinen
andern Mann zur Verfügung , der in diesem Augenblick
das Erbe Dr . Wirths mit der Aussicht auf außenpolitische
Erfolge antreten könnte. Und es wäre geradezu eine
Lächerlichkeit , wenn ein Mann , wie Dr . Wirth , der per¬
sönlichen Gehässigkeit , der unsachlichen Polittk a u s g e »
rechnet der Deutschen Völkspartei zum
Opfer fallen würde . Es stände schlimm um unsere
Zukunft , wenn diemorgigeSitzung damit
enden sollte , daß die Deutsche Volkspar ,
tei ihren Willen durchsetzt !

„Deutscher Docbmut " und
polniscbe „Demut ".

Mau schreibt uns : Me polnische Preffe ist eifrig darauf be¬
dacht, Frankreichs Und besonders Herrn Poincares Wunsch,
Polen in den englisch-französischen Garantievertrag einbe¬
zogen zu sehen , zn unterstützen. Polen hat ja gewiß ein un¬
mittelbares Jntereffe an dem Erfolg der Forderung Poincares ,aber die polnische Presse benimmt sich als Sekundant so un¬
geschickt , daß Herrn Pvincare Angst und bange vor seinen
Freunden werden muß.

Eins der Hauptargumente der polnischeir Zeitungen ist di«
Behallptung , daß der deutsche „Hochmut " — manche Blätter
sagen auch „ Dünkel" — ins Unerträgliche gesteigert werden
würde, wenn England die Forderung Frankreichs ochlehnte und
dadurch Mutschland sich der Untefftühung Englands sicher
fühlen würde . Mit solchen Trugschlüffen darf man so guten
Rechner, wie es die Engländer sind, nicht kommen. Wenn
England Polen nicht in den Garantievertrag einbeziehen will,
so ist Deutschland für den Fall einer Verwicklung mit Polen
doch höchstens .vor dem Drucke Englands sicher, was doch noch
himmelweit entfernt ist von einer Nnterstützung durch England .
Man ist sich in Deutschland vielmehr ganz klar, daß int Falle
eines deutsche» Angriffskriegs gegen Polen England gar nicht
daran denken würde, Deutschland zu unterstützen. Dann würde
sich Mutschland den vereinten Heeren Frankreichs und Polens
gegenüber sehen und woher bei einer solchen Sachlage der
deuffche „Dünkel" komme» sollte , ist geradezu unerfindlich .

Daß ein ganz anderer Hochmut als der deutsche den Welt¬
frieden gefährden kann, das wird den Engländern v»u de»

' Polen selbst klar gemacht . Der „Dziennik PoznauSki " hat kürz¬
lich durch die Mitteilung eines Sejmabgeordneten an den Be¬
richterstatter des Posener Blattes effahren , daß England bereit
wäre , einchl Sachverständigen für Kinanzangelegenheite » nach
Polen zu enffenden, um die polnischen Finanzen in Ordnung
zn bringen . Nach der Überzeugung des Sejmabgeordnetcn steht
aber die polnische Regierung der englischen Anregung kühl, um
Nicht zu sagen ablehnend, gegenüber — besonders soll der Fi¬
nanzminister Michalski diese Haltung einnehmen —, weil die
politische , wirtschaftliche und finanzielle Lage Polens eine solche
Hilfe nicht als nötig « scheinen ließen . Wenn man an den
Stand der polnischen Valuta , an die ungeheuren Schulden des
polnischen Staats , an das riesige Defizit des polnischen Staats¬
haushalts von 1921 und das mit Sicherheit zu erwartende noch
größere Defizit für das laufende Jcchr denkt, dann muß man
es als das Zeichen eines geradezu sträfliche» Hochmuts An¬

sehen, wenn Polest über den wohlgemeinten Vorschlag der Re«
gierung eines so mächtgen Landes so einfach zur Tagesord ,
nung übergeht .

Auch in der Frage der Garantie selbst nimmt Polen Englandgegenüber einen absonderlichen Standpunkt ein. So schreibtder „Dzieninik Berlinski " : „Man muß seine tiefe Befriedigungdarüber äußern , daß Poincar « die Frage eines AngriffsDeutschland auf Polen als ein« der wichtigsten Verbesserungendes Garantievertrags in den Vordergrund gestellt hat. Undwenn es ihm gelingen wird, in diesem Punkte die RachgiebiO»keit Englands zu erreichen, so würde» die Bande unsererDankbarkeit für Frankreich sich noch mehr festigen." Englandsoll sich mithin den französisch -polnischen Wünschen gegenübernachgiebig zeigen, also das Opfer der eigenen Meinung und
Überzeugung bringen, diffür aber, daß es dieses Opfer bringt ^will man nicht etwa sich ihm gegenüber dankbar zeigen, sonder«nnr gegen Frankreich. Man kann nicht sagen, daß diese AnO»sicht gerade dazu dienen kann, England zu einer Änderung Miner bisherigen Haltung in dieser Frage zu beranlaffen . Ji «Gegenteil , England kann dadurch höchstens in seiner Auffas¬sung bestärkt werden, denn ihm kann an der „Festigung de«!
Bände zwischen Frankreich und Polen " " gar nichts liegen, tüdfdie unbedingte Gefolgschaft Polens gegenüber Frankreich und ,damit die Steigerung des Übergewichts Frankreichs aqf denßeuropäischen Kontinent durchaus nicht den Jntereffe » England »entspricht.

_ _ t _ ,_ _ , ^ r «n . ivv ^ WV»»mUUfV »Vit -gegenüber gelegentlich anmaßend auftreten , zeigen sie nur ge¬gen Frankreich wirkliche Demut . Sie , die sonst sehr empfindelich find, laffen sich von Frankreich schlecht behandeln, ohnchzu mucken . Eben jetzt wird ein polnisch-französischer Handel »-!vertrag unterzeichnet, der den Franzosen alle möglichen Bor - ,teile bietet , für Polen aber nachteilig ist. Eben jetzt wird auch,bekannt, daß in Frankreich lebende polnische Arbeiter sehnschlecht behandelt werden. Di« Posener „Prawda " meldet, daßpolnische Bergleute in Frankreich wesentlich schlechter bezahltewerden als ihre französischen Berufsgenoffen und daß siegelegentlich von den französischen Kollegen mißhandelt werdenund wenn sie sich darüber beschweren , unrecht bekommen . Des¬halb sähen die polnischen Arbeiter den Aufenthalt in Frankreichals eine Art von notwendigemÜbel an. Es ist ein Ansnahme -sall, daß die „ Prawda " derartige , die französische „Liebe" fürPolen eigenartig illustrierende Vorgänge mitteilt , im allge¬meinen schweigen die polnischen Zeitungen solche Dinge tot,während sie natürlich, wenn Ähnliches polnischen Arbeitern in ,Deutschland zustieße, ein mörderisches Geschrei erheben wür - :den . Zum Ausgleich dafür aber, daß in Frankreich polnisch »Arbeiter al » Parias behandelt werden, verkündet die polnische'Preffe triumphierend , daß im Posener Teilgebiete die .Fran¬zösische Kultur " außerordentliche Fortschritte mache . FS «Frankreich haben also die Polen nicht nur Demut , sonder» ,hündisches Schweifwedeln übrig, gegen die Mutschen und selb»gegen England fletschen sie knurrend die Zähne.

Die deutsche IRoblen»
Produktion des Jabres 1921.

Bon Karl Menne , Beigeordneter, Oberhausen (Rhld.).
Steinkohlen find in Preußen ohne Saarrevier im Dezember11816 469 Tonnen produziert worden gegenüber 11 658 93«Tonnen ; im Mutschen Reich ohne Saarrebier und PfirlH11923 459 Tonnen gegenüber 11927393 Tonnen im Jahre !1920 und gegenüber 14 141 468 Tonnen im Jahre 1913 in»Deuffche» Reich ohne Elsaß- Lothringen, Saarrebier und Pfakzsund gegen 15 599 694 Donnen im Jahre 1913 im Deutschen!Reich nach seinem damaligen Gebietsmnfauge. Die Sternkoh¬lenförderung weist also im Monat Mzeinber sowohl in Preu¬ßen wie im Reich einen allerdings nur kleinen Rückgang gegen,über dem Vergleichsmonat des Vorjahres auf . Der Rückgangist in Preußen größer wie im Reich In Preußen beträgt eretwa 100 000 Tonnen , im Reich nur 4000 Tonnen. Mr Ausfallin Preußen wird durch Steigerung der Förderung in Sachsenvon 241 000 Tonnerr aus 384 000 Tonnen ausgeglichen, so datzdie gesamte Reichsförderung im Dezember fast genau die gleich«ist wie im Vorjahre . Die Ursache ist ivohl in dem Wegfall de« ,über - nnd Nebenschichten zu suchen, allerdings müßte daunpeigentlich der Ausfall bei weitem größer sein . Da dies nicht de«!Fall und der Rückgang nur unbedeutend ist, ergibt sich, wi«jauch der Abgeordnete Sieger im Landtag mit Recht hervorge»,haben hat , relativ betrachtet, eine beträchtliche Steigerung de«Gesamtsördcrung . Trotz Wegfalls der Überschichten sind saGdieselben Mengen produziert worden wie im Vorjahre , >oaÄ,eine anerkennenswerte Saigerung der Arbeitsleistung der Be-,legschast bedeutet .
Sie Braukohlenförderung für Dezember 1921 stellt stch auß ,9 022 541 Tonnen für Preußen gegenüber 8 323 178 Tonne » '

im Vorjahr . Im Deutschen Reich beträgt sie 11 029 226 Ton¬nen gegenüber 10110148 Tonnen im Jahre 1920 und gegenrund 7 500 000 Tonnen im Friedensjahr 1913. Sie ist aff»,absolut und relativ betrachtet, weiter gestiegen . — Von Januarbis einschließlich Dezember, also im Jahre 1921 , sind in Pren -
tzen 131 457 456 Tonnen Steinkohlen gegen 127 028 :427 Ton¬
nen im Vorjahr 1920 gefördert worden , im Müffchen Reil»
136 210 088 Tonnen gegenüber 131 340797 Tonnen im Jahr»
1920 und gegen 173 000000 Tonnen für 1913 im Mutsche »
Reich in seinem jetzigen Gebietsumfange u . endlich gegen rund
190000 000 Tonnen für 1913 im Deuffche » Reichsgebiet in,
damaligen Gebietsumfang . Für das Jahr 1921 ^insgesamtz
betrachtet, weist also die Steinkoblenfördernng eine Steigerung
von 4 500 000 Tonnen i» Preußen und von fast 5 000 000 Ton ,
neu im Reich auf .



Die Braunkohlenförderung stellt sich auf etwas über
100000 OOQ Tonnen in Preußen gegenüber rund 92 000000
Tonnen im Vorjahr , im Deutschen Reich auf 123 000 000 Ton¬
nen gegen fast 112 000 000 Tonnen im Vorjahr und 97 000 000
Tonnen imi Frieden .

Wenn auch nach den gezeigten Ziffern eine Zunahme der
Steinkohlenförderung festzustellen ist, so verdient doch auch der
allerdings nur kleine Rückgang der November- und Dezember¬
förderung nicht außer Acht gelaflen zu werden . Es besteht ein
Mangel besonders an hochwertigen Kohlen. Andererseits ist es
zwecklos , die Produktion zu steigern, wenn es nicht gelingt , fie
§em Wirtschaftsleben schnell zuzuführen . Denn es nützt nsthts,
daß die Produktion gehoben und die Kohlen auf die Halde ge¬
stürzt werden, fie müssen auch ihrem bestimmungsgemäßen'
Zweck zugeführt werden. Wenn also auf der einen Seite zur
Vorbeugung einer Kohlennot und zur Beseitigung der Knapp¬
heit und vor allem auch zur Einhaltung der Reparationslei¬
stungen an die Entente , Vermehrung der Belegschaft, Steige¬
rung der Förderung eventuell durch Einlegung von Neben-
und Uberschichten gefordert wird, so hängt andererseits die
bessere Kohlenversorgung auch am Gelingen der Behebung der
Transportmittel - und Verkehrsnot ab. Wenn beides erfüllt
ist, wird eine Steigerung der Produktion dem deutschen Wirt¬
schaftsleben erst voll zugutekommen und die davon erhofften
wirtschaftlichen Früchte tragen . M-an bedenke nur , von welcher
Bedeutung die ausreichende Versorgung der Düngemittelfabri¬
ken mit Kohlen für die Steigerung der laydwirtschafrlichen
Produktion und damit für die Gestaltung der Lebensverhält »
«tffe der Allgemeinheit ist.

jpolitiscbe Neuigkeiten .
Das Programm des IKelMspost.

Ministeriums .
In einer kürzlich stattgefundenen Sitzung des Verkehrsbel-

rats des Reichsostministeriums entwarf der Reichspostmini-
strr ein Programm zur Vereinfachung und Verbilligung von,
Verwaltugg . und Betrieb des Reichspost- und Telegraphen¬
dienstes. Nach Eingehen auf die Hauptgründe der großen
Fehlbeträge im Haushalt der Reichspost - und Telegraphenver¬
waltung gab er einige Zählen ' über den Personalbestand be¬
kannt und begründete die wiederholten Gebührenerhöhungen .
Er kam zu dem Schluß , daß für 1922 mit Hilfe der am 1 . Ja¬
nuar vollzogenen Gebührenerhöhungen ein Haushaltsplan
wird durchgefsthrt werden können, in dem die Ausgaben und
Einnahmen ausgeglichen sind, unter der Voraussetzung, daß es
uns gelingt , weiteren Ausgabensteigerungen ' wirksam zu be->
gegnen.

Die Vereinfachung und Verbilligung von Verwaltung und
Betrieb hat das Reichspostministerium sofort nach Beendigung
des Krieges in Vervindung mit den Arbeiten des Wiederaus»

>baus in Angriff genommen . Eine Reihe von Maßnahmen ist
in den letzten drei Jahren verwirklicht worden ; ein Teil der
Arbeiten ist noch im Gange , ba so wichtige Dinge der sorgfäl¬
tigsten Überlegung bedürfen ; ein Teil der Maßnahmen ist
zur Ausführung für die Zukunft vorgesehen.

Aus dem umfangreichen Programm 'führte der Minister
folgendes kurz an : Die Zuständigkeit der Oberpostdircktionen
und der Verkehrsämter wird noch weiter ausgedehnt . Für
später kommt die Verminderung der Zahl der Oberpostdirek¬
tionen in Betracht. Im Geschäftsbetrieb Mer Dienststellen
sollen Einfachheit und Wirtschaftlichkeitdie Richtschnur bilden.
Auf dem Gebiete des Personalwesens ist das vornehmste Ziel
volle Inanspruchnahme der Arbeitskräfte und ihre wirtschaft¬
liche Verwendung . Dem großen Mehrbedarf an Personal , den
.die Einführung des Achtstundentages erfordert«, ist schon durch
eine Verfügung vom September 1921 entyegengowirkt, wonach
Dienstbereitschast nur zur Hälfte als Arbeitszeit zu bewerten
ist. Die Vertretungskosten in KranLheits- uchd Urlaubssällen
werden auf das unumgängliche Matz beschränk werden. End¬
lich sind auf technischem Gebiet« noch mannigfache Verbesse¬
rungen der Betriebseinrichtungen in Aussicht genommen , um
in möglichst weitem Umfange die Menfchenkrüft durch Maschi¬
nen und mechanische Einrichtungen zu ersetzen .

Im Anschluß hieran führte Staatssekretär Dr . Bredow u. a.
folgendes aus : Der Funkverkehr mit den Bereini - ten Staaten
ist durch Abkommen mit der Radio Corporation of Amerika
für 30 Jahre sichergestellt . Beschleunigung des Verkehrs ist
dadurch erreicht, daß die Vereinigten Staaten eine eigene
Grotzstation ausschließlich für den Verkehr mit der Funkstelle
Nauen für 24stündigen Betrieb zur Verfügung gestellt haben.
Auf deutscher Seite sind zur Hebung des Verkehrs sunktele»
graphische Zubringerlinien für den Funkweg dadurch geschaf»

Jen worden, daß die Funkverbindungen zwischen der Zentral¬
unkstelle Berlin und den größten Handelsstädten Deutsch¬

lands und einigen anliegenden Ländern direkt an die Über»
seefunklinien angeschlofsen sind.

Ein großer Teil des deutschen Werseeverkehrs benutzt nach
wie vor den Kabelweg, und zwar seit dem Verlust der deut¬
schen Kabel den über Englantz. DaS Bedürfnis , neben den
«Funkverbindungen auch direkte Kabehverbindungen zu besit¬
zen , ist immer dringender geworden. Nach langen Verhand¬
lungen haben nunmehr die beiden Motzten amerikanischen
Kabelgesellschaftensich bereit erklärt , mit deutschen Gesellschaf¬
ten gemeinschaftlich den Wiederaufbau von zwei Kabelverbin¬
dungen durchzuführen . Wöhrend sich das Kabelabkommen
«ms Deutschland und die Vereinigten Staaten beschränkt, ist
fast gleichzeitig eine weitergehende funkentelegrcuphische Ver¬
einbarung zustande gekommen. Die im internationalen
Funkverkehr führenden Gesellschaften ( in Amerika die Radio
Corporation of America, in Deutschland A. G . „Drahtloser
Überseeverkehr" , in England Marconi Wireleß Telegraph Co .,
in Frankreich Compagnie Generale de Telegraphie sans fil)
haben ein Abkommen über dix Anwendung der Funktelegra .
fftie im internationalen Verkehr geschloffen . Die Vereinbarung
bezieht sich auf den Austausch technischer Erfahrungen und
auf gemeinschaftliches Vorgehen in gewissem Umfange, um
eine Zersplitterung der Kräfte und daraus folgende Unwirt¬
schaftlichkeit der großen Funkverbindungen zu vermeiden. Die
Beteiligten werden gemeinschaftlich zuerst in Argentinien
und Brasilien , später auch in «rüderen Ländern ' Südamerikas
Großftationen zum Verkehr nach allen Richtungen erbauen
und betreiben. Mit Hilfe dieses Abkömmens vermag Deutsch¬
land seine direkten funktelegraphischen Verkehrsbeziehungen in
Kürze wesentlich zu erweitern .

Die Lebensmittelverteuerung in Berlin .
Der Streik der Eisenbahnbeamten hat zu einer erheblichen

Steigerung der Lebensmittelpreise geführt und damit von
vornherein die Aufbesserung der Bezüge wettgemacht, die
Ihnen zuge sprachen ist, die sie aber auch oh.te den Streik erhal¬
ten hätten , wenn sie nur etwas Geduld gelübt haften . Welche
ibüsert Folgen der Streik für die Lebensmittelversorgung der
Hauptstadt gehabt hat , schildert der Direktor der Zentralmarkt -
hallen in einer Unterhaltung mit dem »Berliner Tageblatt " :

In den ersten Tagen des Streiks machre das Ausbleiben
neuer Zufuhren sich verhältnismäßig wenig bemerkbar ; bald
aberftrat eine große Knappheit ein, isie sämtliche Preise in die
Höhe schnellen ließ. Da die mit lebendem Vieh, Mit Gmwüse
und Obst beladene» Güterzüge von den Gsenbahnern rück¬
sichtslos dort stehen gelassen wurden , wo sie sich gerade bei der
Proflamierung des Streiks befanden, sind die im Anrolleu be -
ftndlichen Transporte durch den Frost wohl zum grüßten Teil
'vernichtet worden. Von den Größe des Schadens bekommt
man einen Begriff , wenn man hört , daß aus dem Bahnhof in
Frankfurt a . d . Oder das in mehreren Waggons befindli«he
Vieh getötet werden mußte . Durch Hunger und Frost war
das Vieh so heruntergekommen, daß es für die menschliche
Ernährung nicht mehr verwendet « erden konnte. Wo es ir¬
gend möglich war , haben die Viehhändler die für sie bestimm¬
ten Schlachttiere aus den stehenden GAterzügen mit Last¬
automobilen abgeholt und in die Schlachthäuser geschafft .
Das Automobil hat in diesem Berkehrsstreik überhaupt eine
-überaus wichtige Rolle gespielt. In weit größerem Umfange
«rls je zuvor wurde es für weite Überlandtransporte heran »
gezogen, wodurch es gelang die Wirkungen des Eisenbahner¬
streiks abßuschwächen . In vielen Fällen ist ja gegenwärtig
der Gütertransport mit Automobilen rentabler als der Trans .
Port mit der Eisenbahn , Merdings nur unter der Vorausset¬
zung , daß die Automobile raftonell ausgenutzt werden^ was bei
der Plötzlichkeit des jetzigen Streiks nicht erreicht werden
konnte. So hat die Herbeischaffung von Lebensmitteln in
Automobilen recht verteuernd gewirkt. DM Fleisch ist im
Großhandel pro Pfund ungefähr 6 Mark teurer geworden.
Trotz der Einsetzung von Automobilen ist in den Streiktagen
etwa nur die Hälfte der Mengen herangekorümen, die vor
dem Streik aus dem Berliner Viehmarkt zur Verfügung stan¬
den . Außer dem Viehhandel, hat auch der Großhandel für
Räucherwaren seine Waren in Automobilen «ms Hamburg
herbeigeholt. Infolgedessen herrscht in Berlin kein Mangel an
Räucherwaren , dafür aber eine außergewöhnliche Teuerung .
Eine Kiste Bücklinge mit ungefähr fünf Pfund Inhalt stellte
sich hier im Großhandel aus ungefähr 90 Mark gegen 36 bis
40 Mark vor dem Streik . Eben so hat die Gemüseversorgung
durch Frost und Streik gelitten . War sie schon vorher ganz
unzulänglich gewesen, so ist sie jetzt noch schiefer gewogen .
Die in der Zentralmarkthalle befindlichen Vorräte sind infolge
des Versagens der Zentralheizung restlos vernichtet worden,
denn dort herrschte in den Streiktagen eine Temperatur von
7 Grad unter NrM Ein Schaben von vielen hunderttausend
Mark ist entstanden . Holl<rüd hat Überfluß an Gemüse , aber
ein einziger Köhlkopf würde nur für seinen Transport aus
Holland nach Berlin ungefähr 6,50 Mark exfordern . Da die in¬
ländische Produktion an sich schon den Bedarf nicht deckt und
da erhebliche Teile dieses Vorrates jetzt durch Frost und Streik
vernichtet worden sind, ist nach dem alten Gesetz von Angebot
und Nachfrage die Erhöhung , der Preise eine unausbleibliche
Folge.

Die Versorgung mit Kartoffeln , die schon vorher lammvr -
voll war , ist aus den gleichen Gründen noch um einige Grade
schlechter geworden. Auf der Strecke nach Züllichau-Nauen
und Oranienburg sind größere Transporte von den Eisenbah¬
nern stehen gelassen worden und sämtlich erfroren . Es ist ein
Fall bekannt geworden, daß ein Großhändler Kartoffeln in
Automobilen vom Lande hevbeiholte und für jeden Zentner
'60 Mark Frachtunkosten hatte . Ms die Kartoffeln hier ausge¬
laden wurden , stellte sich heraus , daß sie unterwegs erfroren
waren . Die gesteigerte Kartoffelknappheit zeitigte eine stärker«
Nachfrage nach Hülsenfrüchten, die nun ihrerseits wieder im
Preise ssiegen . Ausreichend waren die Fettvorräte . Die über,
aus teure Butter kommt als Volksnahrungsmittel überhaupt
nicht mehr in Frage . Der verringerten Nachfrage konnten die
vorhandenen Vorräte völlig entsprechen. Der Preis für But¬
ter ist daher im allgemeinen nicht gelstiegen , wohl aber der
Preis für Schmalz, obwohl dieses und auch die Margarine
in Moßen Mengen vorrätig sind. Wie es heißt , ist mit dem
Schmatz , das fast ausschließlich aus Amerika kommt, Speku¬
lation getrieben worden. Dem Frost ist namentlich viel Obst
zum Opfer gefallen . Auch hier halsen sich viele Händler mit
Automobiltransporten , die aber verteuernd wirkten und nicht
immer das Obst vor dem Erfrieren retten konnten.

Tum Tode Dauhmanns .
schreibt die „Franks . Ztg ." u.

„Die Demokratie in Deutschland, nicht bloß die organisierte
Deutsschdemlckrattsche Partei , hat eine ihrer repräsentativen
Persönlichkeiten verloren . Es gibt im politischen Leben Führer
der Tagespolitik, und es gibt Männer , in denen der Gedanke,
der Geist, oft auch die Geschichte einer Partei oder einer Rich¬
tung sich persönlich darftelft . In diese zweite Reihe gehörte
Conrad Haußmann . Darin lag wenigstens das Eigenste fernes
Wesens ; wenn er auch , außerdem Parteiführer im anderen
Sinne gewesen fft, besonders in seiner engeren schwäbischen
Heimat , wovon a>n anderer Stelle weiter unten gehandelt
wird . In Deutschland ist der demokratische Gedanke erst «ruf
dem Wege, Eigentum des Gesamtvölkes zu werden, und ein
lebendiges Stück dieses demokratischen Gedankens war der
Mann , der jetzt in Stuttgart aus - dem Leben schied.

Ws Sohn des Achtundvierzigers Julius Haußmaun . der
dann den „Beobachter" in Stuttgart herausgab , ward Conrad
Haußmann am 8. Februar 1857 recht in die Demokratie hin -
eingeboren. In ' ihm lebte ihre ganze Geschichte und Tradi «
tton , obschon er bis an sein Ende viel zu lebendig gewesen ist,
um nur Tradition darzustellen . Er wurde Rechtsanwalt in
Stuttgart gemeinsam rnit seinem atlllzu früh verstorbenen

Silkingsbrudeü Friedrich Haußmann; gemeinsam mit ihm
er im Würtremibergischeu Landtag seit 1889 und seit 1890

im Deutschen Reichstag. Trotz Familientradition und dreißig¬
jähriger parlamentarischer Tätigkeit war er kein Nurpolitiker.
In seinem bürgerlichen Perus ein Anwalt großen Stiles und
neben Beruf und neben Politik ein Mensch vielfältigen Le»
bens voll . Literarische und künstlerische Kräfte hat er aktiv
und nicht obne Anerkennung und wirkliches Verdienst betätigt
(besondere Schätzung fanden seine chinesischen Lieder in deut¬
schen Strophen : „ Im Tau der Orchideen"

). Doch aufs Ganze
gesehen war Haußmann durch und durch politischer Mensch.
Sein Interesse und seine Betätigung galten in erster^ Linie
vohl Verfassungsfragen und den Vorgängen der auswärtigen
Ailitil .

Verfaffungsfragen beschäftigten ihn, auch abgesehen von sei.
ner württembergischen Tätigkeit , schon im alten Reiche , par¬
lamentarisch wie schriftstellerisch , und nach dem, Kriege wurde
er tu der Nationalversammlung Vorsitzender des BerfaffungS-
ausschuffes. Ws solcher hatte er neben Hugo Preuß , dem
Schöpfer des Entwurfs , vielleicht dcrS größte Verdienst
am Zustandekommen der neuen Reichsveffaffung in Weimar .
Diese Verwirklichung des demokratischen Gedankens, in dem
und für den er immer gelebt hat , im Grundgesetz seines deut¬
schen Volkes war, wenn auch nicht der Abschluß , so doch wohl
die Krönung dieses Demokcatenlebens . Das andere Göbiet,
das er im besonderen Maße zum Feld keiner Tättgkeit gemacht
hat , war wie gesaM die Auswärtige Politik . In den letzten
Jahrzehnten vor dem Kriege wcrr er einer de» wenigen deut¬
schen Volksvertreter, die Neigung, Mut , Bildung und Einsicht

genug hatten , eintstlhaft und systematisch u« Deutschland»
Außenpolitik sich zu sorgen, wenn das auch in jener kaiser -
lichen Zett nur beobachtend , beurteilend und mahnend ge¬
schehen konnte. Allen imperialistischen und militaristischen
Tendenzen war Conrad Haußmann ein unermüdlicher , ost
sattrisch slorottierender , isst leidenschaftlich dreinschlagendcr
Krittler und Bekämpfer. Er war kein Dogmatiker internatio¬
nalen Denkens und Fuhlens ; aber ganz bodenständige uns
kraftvolle Vaterlandsliebe führten ihn zur Vertretung einer
Politik das Rechts und der Verständigung zwischen den Völ -
tern . Dem Bemühen um solche Verständigung dienten dann
seine persönlichen Beziehungen in den verschiedensten euro¬
päischen Ländern , auch in Frankreich, wo er mit Jean Jaures
in Verbindung stand. . . .

Württemberg und das ganze deutsche Volk hat viel verloren
an Conrad Haußmann . Wir haben noch zu wenig politische ,
Persönlichkeiten, um nicht jede von ihnen mit Trauer scheiden
zu scheu . Die junge deuffche Demokratie wird den Geist,
der diesen ihren Repräsentanten beseelt hat , lebendig und fort¬
wirkend erhalten müssen. Dann wird ihr und der Zukunft
Deutschlands Conrad Haußmann , was er geleistet hat und
was er gewesen ist , doch nicht verloren sein.

"

Vom deutschen Luttkabrzeugbau
berichtet das WDB . :

Das Londoner Ultimatum vom 6 . Mai forderte u . ft. von
Deutschland, daß die Fabrikation und Einfuhr von Luftfahrt -
material erst drei Monate nach dem Tage wieder ausgenom¬
men werden dürfe , an dem die interalliierte Lustfahrt -Kon.
trollkommission anerkannt haben würde , daß der Artikel W2dez>
Vertrages von Versailles , der Deutschland die Auslieferungalles militärischen Lufffahrtgeräts zur Pflicht macht, vollstän.
drg ausgeführt sei .

Nach Annahme des Ultimatums ist zur Erfüllung dieser
Forderung das Gesetz über die Beschränkung des Luftfahrzeug -
baues vom 29 . Juni ergangen , durch das die gesamte deutsche
zivile Luftfahrtindustrie , die eben wieder angefangen 'hatte,die Flügel zu rühren , brachgelegt wurde . Die oeutschen Be¬
hörden in enger Zusammenarbeit mit den am Luftfahrzeugbau
uiw Luftverkehr interessierten Kreisen bemühten sich seitdemmit allen .Kräften , der Verpflichtung aus Artikel 202 zu genü-
geu. Nach neunmonatiger Arbeit ist dies jetzt gelungen . Die
Botschafterkonferenz hat am 1 . Februar beschlossen, den Beginn
der Wartezeit vom 5 . Februar ab in Lauf zu setzen so daßam 5 . Mai die Fabrikation und Einfuhr von Luftfahrzeugma¬
terial wieder ausgenommen werden können. Nach Ablauf die.
ser drei Monate wird auch die unter Leitung des Generals
Masterman stehende Kommission als erste der drei vom Der -
trage eingesetzten militärischen Kontrollkommissionen ihreTä -
tigkeit in Deutschland einstellen.

Die völlige Befreiung des Luftfahrzeugbaues von den Fes-
sein des Vertrages von Versailles und der ihn ergänzenden
Abkommen bedeutet allerdings auch dieser Beschluß der Bot-
schafterkonferenz nicht . Es bleibt die Deutschland ebenfalls
durch das Londoner Ultimatum aufgezwungene Verpflichtung
übrig , diejenigen Begriffsbestimmungen anzuerkennen , die von
den alliierten Mächten aufgestellt werden , um die zivile Luft »
fahrt von der durch Arttkel 198 des Vertrages verbotenen mi¬
litärischen Luftfahrt zu unterscheiden. Von diesen der deut-
schen Regierung bisher noch nicht mitgeteilten Be.grlffSoestim-
munge», deren Einhaltung durch ein besonderes noch zu schaf¬
fendes Organ zu überwachen sich die alliierten Regierungen
Vorbehalten haben , wird es abhängen , ob die deutsche Luftfahrt »
industtie , die so reich ist an führenden Köpfen und an mutigem
Unternehmungsgeist , die so lange gehemmte Kraft wirklich
zvm Nutzen des Landes neu entfalten kann.

Meue Eingeständnisse eines Arappisten.
Dr . Georg Martin Schiele, der als Angeklagter im Kap-

Pisten-Prozeß keine besonders rühmliche Rolle gespielt hat ,
wehrt sich in einer Zuschrift an den „ Reichswart " gegen den
Vorwurf ' des Grafen Reventlow, der den Kappisten unmänn¬
liches Verhalten vorgeworfen hatte . Dr . Schiele begründet
sein Verhalten vor dem Reichsgericht damit , daß er Familien -
f "ser sei und an eine sechsköpfige Familie zn denken habe.
Mit Recht fügt Graf Rebentlow hier die Bemerkung hinzu , daß
man sich so etwas eigentlich vorher überlegen müsse. Das
Erstaunlichste an Schieles Rechtfertigungsversuch ist jedoch die
Unverfrorenheit , mit der er zugibt , das Reichsgericht irre ge¬
führt zu haben . Er schreibt :

Seine innersten Pläne wird jeder für sich behalten haben . . .
Wir hätten natürlich auch sagen können : Jawohl , wir wollen
Führer gewesen sein. Dann mußte das Gericht verurteilen :
ich wäre auf fünf Jahre im Gefängnis und wäre durch
300 000 M . Gerichtskosten für alle Zeit mit meiner sechsköpfi¬
gen Familie ruiniert . Ich hatte mich zwar vollkommen auf
diese Möglichkeit eingestellt. Aber die Aussicht, dann bei einer
Partei , die uns polittsch und moralisch im Stich ließ und deren
Presse uns beschimpfte , betteln zu müssen (gemeint ist die
Deutschnattonale Partei ) war keineswegs angenehm . 'Ich ziehe
die Freiheit vor. Ich bin mir zwar bewußt , vieles verschwie¬
gen zu haben, aber nichts gesagt zu haben, was einer Ver¬
leugnung des Unternehmens gleichkäme .

Das Bild der kappisttschen Führer , das der Leipziger Prozeß
entrollt hat , wird durch diesen Beitrag eines hervorragenden
Kappisten in wünschenswerter Weise ergänzt . Bemerkenswert
ist übrigens auch ein Bekenntnis des Grafen Reventlow , da¬
in seinem Nachworte zu dem Briefe Schiele enthalten ist. Er
schreibt :

Ein Gewalfftreich, der in meinen Augen dauernden Erfolg
versprach, hätte mich zum Anhänger gehabt . . . Das Recht dev
Gegenrevolution muß betont und auftecht erhalten werden . . .
Es gab im Jahre 1919 und 1920 Nationale genug, die von der
Aussichtslosigkeit eines solchen Unternehmens überzeugt waren
und es nur deshalb billigten , weil sie Äen grundsätzlich nicbtg
dagegen hatten , die aber nachher enttäuscht Ware » über eit
unvollkommenen Vorbereitungen .

*
Graf Reventlow gibt also freimütig — so bemerkt di»

„Franff . Ztg .
" dazu — zu , daß er keineswegs Gegner de» '

Kapp-Putsches war , sondern nur , daß ihm das Unternehmen
nicht ausreichend gesichert schien. Man kann aus diesem Ge¬
ständnis von neuem ersehen, wie ernst die oft beteuerte » Geg¬
nerschaft" der Deutschnationalen gegen den Kapp-Putsch zn
nehmen ist.

Mittelalterliche Ilrrlegsbarbarei.
' linier dieser Überschrift lesen wir in der „Grzld . Korresp .*
folgendes : »Das furchtbare WoS unserer Avignon-Gefangenen
schildert ein Bericht, der uns aus Düsseldorf zugeht und der
erkennen läßt , daß Frankreich kein Recht hat , sich zu den Kul .
turnationen zu rechnen, nachdem es nicht nur die farbig «
Rasse der Weißen am Rhein überordnet , sondern noch Stras -
methoden gegen wehrlose und harmlose Kriegsgefangene zur
Anwendung bringt » die im Mittelalter üblich waren .

"
Am Donnerstag , den 36 . Januar 1932, kehrte abends gänz¬

lich unerwartet ein Düsseldorfer Kaufmann zu seiner alten
verwitweten Mutter aus der französischen Gefangenschaft heim.
Drei Jahre lang hatte er nicht mehr eine Zeile nach Ham «
scistekben dürfen . Mehr als drei Jahre hatte er in demckve-
rüchtigten füdftanzösischen Zuchthaus in Avignon in Ketten ,



M grf4 *»irtwt gesessen, nicht gelegen. Jeden Tag wurden er
»roch eine Auzual aiwerer deutscher Kameraden in düsterem

» erkerverlietz sechs Stunden an Armen und Beinen in schwere
Eiserne Ketten gelegt, so daß sie weder stehe « noch gehen» so« .
Her« « t» a« eine feuchte kalte Manier gepreßt, fitzen konnten.

Welch furchtbare Seelen , und Körperqual ! Wie junge
Hunde haben die armen deutschen Gefangenen an ihren Ket»
len gekuscht, in fie hineinzubeitzen versucht, und sie mutzten
hoch ohnmächtig und stumpffinnig in ihren Fesseln fitzen blei-
ten . Die Armknochen des jungen Mannes sind von dem Ket.
lendruck ganz gekrümmt, die Arme sind voller »roher Rarbett
«nd ganz gefühllos geworfen. Ein Streichholz , mit dem er
Sch eine Zigarette anzündete, verbrannte ihm ganz die Finger,
ohne datz er es merkte. Auch der übrige Körper trägt die
Grausen Spure « französischer Gewehrkolben und Stiefel allzu
deutlich. Das Betrübendste aber ist , datz der einst intelligente
ßnnge Kaufmann in seiner siebenjährigen Gefangenschaft ganz
»sijde geworden ist. Die französisch « « Zuchthausmartern in
Avignon haben ihn geistig gebrochen . Als seine arme Mut¬
ier ihm ISO M . gab, damit er sich etwas zugute tun könnte,
Lauste er sich wie ein kleines Kind ohne Überlegung Bonbons ,

Mckokolade , Brötchen, um sie ohne Unterlatz zu verschlingen.
Und warum litt dieser arme Mann so ? Warum mutzte er

Gon den Franzosen solche mittelalterlichen Kriegsgefangen¬
schaftsqualen erdulden ? Weil er sich von Hungerqualen ge¬
trieben im französischen Gefangenenlager ei« Stück Brot ohne
Erlaubnis genommen hatte und weil er wie so viele ehrlie¬
bende Soldaten sich durch die Flucht der Gefangenschaft im
Kriege zu entziehen versuchte, aber von den Franzosen einge-
fangen wurde.

Noch 13 deutsche Soldaten leid« gleiche Qualen in Avignon
für gleich geringfügige Bergehe« . Wann wird die „ edle" fran ,
zöfische Nation sie freigeben ? 7 Jahre will Frankreich sie noch
in unmenschlichen Qualen festhalten .

Warum stellt man die Franzosen , die dafür die Lerantwor -
tung tragen , nicht vor einen neutralen Gerichtshof ?

Dr . B . . . ."

Gegen die Anzeigensteuer .
In den nächsten Tagen wird sich der 11 . Ausschutz des Reichs¬

tags erneut mit der Frage der Anzeigerlsteuer der Zeitungen
beschäftigen . Hierzu schreibt der „Berliner Lokalanzeiger " :

„Die gesamte deutsche Presse fordert die Beseitigung dieser
Steuer aus dem llmsatzsteuergesetz. Anzeigen sind kein Luxus ,
sondern oft die einzige Quelle , aus der die Zeitungen die un¬
geheuren unabweisbaren Aufwendungen noch notdürftig be¬
streiten können. Es ist ein Unding , einem Gewerbe gegenüber,
dessen Not von allen amtlichen und nichtamtlichen Stellen an¬
erkannt ist, eine derartige Sonderbesteuerung aufrechtzuerhal¬
ten . Das ist unisoweniger zu rechtfertigen , als weder Grotz -
industrie rpch Großhandel einer derartigen Ausnahmesteuer
unterliegt . Die deutschen Verleger wollen gern die Steuer¬
lasten, wie alle übrigen deutschen Bürger , tragen , aber gegen
eine besondere Strafsteuer , anders kann man die Anzeigen¬
steuer nicht nennen , müssen sie sich zur Wehr sehen. Wird nun
endlich die Reichsregierung die Zusage , der Presse zu Hilfe zu
kommen, welche sie zuletzt durch den Mund des Vizekanzlers
Bauer verkünden tretz, durch eine Tat einlöse,i ? Schon hat
«ine große Zahl deutscher Zeitungen infolge dieser hohen Son -
herbesteuerung ihr Erscheinen einstellen müssen. Wenn, die Re-
gierung Wert daraus legt, datz der übriggebliebene Teil zum
Wohle der deutschen Volkswirtschaft noch weiter in seiner
Selbständigkeit erhalten bleiben soll , dann ist es jetzt di« höchst«
Aeit, zu handeln . Nicht schöne Worte bewahren die deutsche
Presse vor dem Zusammenbruch , sondern Taten . Die Reichs-
Legierung weiß, datz in der nächsten Zest der Presse noch schwere
Belastungen bevorstehen; Sonderbelastungen , wie di« Anzei-
Gensteuer. kann sie nicht mehr ertragen ."

Die feierliche Hrrönung Papst Pius XI.
Am Sonntag vormittag fand in Sankt Peter die feierliche

.Zeremonie der Krönung Pius XI . statt , der außer seiner
Familie und kirchlichen Würdenträgern das am päpstlichen
Stuhle beglaubigte diplomatische Korps und nahezu 50000
Personen beiwohn- ten . Nach der Krönung erteilte der Papst
dem der äußersten Altane der Basilika der auf dem Platz der-
sammelten Volksmenge den Segen , während die Truppen prä¬
sentierten .

Ikurze polit. IRacbricbten.
Sepp Oerter . Die Braunschweiger „Freiheit " teilt mit , datz

die braunschweigische Landtagsfraktion der U.S .P . den Be¬
schluß gefaßt habe, den Abg. Oerter , der kürzlich vom Gericht
wegen Bestechlichkeit , die er sich während seiner k/.mtsführung
als Ministerpräsident zuschulden kommen ließ , verurteil
bvurde , aus der Partei auszuschließen.

Kudiscke Ulebersicbt.
Wsdischer Landtag .
Die eigentliche Landtagsarbeit

begann am gestrigen Montag . Fast alle Fraktionen waren zu¬
sammengetreten und berieten den ziemlich umfangreichen
Btaatsvoranschlag , der ab Dienstag nachmittag den HaushaUö -
« usschutz beschäftigt. Es ist klar, datz sich die einzelnen Par -
ckeien über die verschiedenen Positionen des Staatsdoranschla -
GeS, der bekanntlich diesmal für zwei Jahre au-fgestellt ist, für
seine Behandlung in der Kommission und später im Plenum
schlüssig machen müssen; deshalb wird dem Voranschlag seitens
Aller Parteien große Aufmerksamkeit gewidmet.

Rach den Sitzungen der Fraktionen treten die Kommissionen
«n Tätigkeit . So geschieht es auch jetzt . Heute morgen waren
Sitzungen der Geschäftsordnungskommission und Her Aus¬
schüsse für Rechtspflege und Verwaltung anberaumt , am Rach-
imittag tritt , wie schon bemerkt, der HanShaltsausschnß zu sei¬
ner ersten Sitzung nach den Weihnachtsferien zusammen .

Dem Parlament liegt also von jetzt ab genügend ArbeitS-
istoff vor ; es wird an seine Erledigung mit dem Ernst und dem
Verantwortlichkeitsbewußtsein herangetreten werden, die daS
badische Voll von seinen Landtagsabgeordneten erwartet .

^Der politische Wntersuchungsgekangene "
Unter dieser Überschrift hat der Hauptmann a . D . Erich

Dam « in Heidelberg durch den „Südwosödeutscheu Zeitungs -
^ nst" einige kritische Bemerkungen in die Press« gebracht.
Dr beschwerte sich Wer di« Behandlung politischer Untersuch¬

ungsgefangener in Baden und brachte auch Klagen vor Wer
die Behandlung während seiner Untersuchungshaft in Mos¬
bach und Heidelberg.

Die Auslassungen DanimS find, wie man uns von der
Presseabteilnng der badischen Regierung mitteilt , unrichtig unv
««wahr . In dem von ihm erwähnten , von der Staatsanwalts
schast später eingestellten Verfahren ist kein Untersuchungsge¬
fangener gefesselt ober „m Ketten " transportiert oder vorge-
führt worden . Damm hat in seiner vom 28. Mai bis 3. Juni
zu Mosbach erlittenen Untersuchungshaft von vornherein
all « nach der Dienst- und Hausordnung zulässigen Bergünstt -
gungen weitestgehend gehabt, ebenso seine Mitgefangenen des¬
selben Verfahrens . Während der vom 4. bis 23. Juni 1921
von Damhni im Amtsgefängnis Heidelberg erlittenen Un¬
tersuchungshaft hat er die am 5. Juni v. Js . von ihm bean¬
tragten Vergünstigungen am 6 . Juni ausnahmslos gewährt
erhalten und fie bis zum Schluffe der Hast genossen. Sie be¬
standen in Lese- und Schreiberlaubnis , Besitz her Uhr, deS
Rasierzeugs , vollständig eigenen Verköstigung und Besitz von
Messer und Gabel . In MoSbach war ihm auf Wunsch
tagsüber auch die Benützung des Bettes gewährt , in Heidel¬
berg hat er das nicht gewünscht. Bon Amtswegen hat der
Staatsanwalt veranlaßt , datz Hauptmann a . D . Damm für
sich allein im Spazierhof ergehen durfte, sofort nachdem der
Staatsanwailt hierauf selbst aufmerksam geworden war .

In jeder Zelle der badischen Strafanstalten ist Wrigens ein
Abdruck der Dienst - und Hausordnung aufgelegt , so daß alle
Untersuchungsgefangenen hinsichtlich der zulässigen Vergünsti¬
gungen sich unterrichten können. Nach dem § 66 dieser Haus¬
ordnung für Kreis - und Amtsgefängniffe ist in Baden für die
Behandlung aller Untersuchungsgefangenen maßgebend, datz
ihre Schuld noch nicht sefisteht und ihre Einffperrung nur den
Zweck hat , eine Flucht oder die Erschwerung der Feststellung
einer Straftat zu verhindern . Nach diesen Bestimmungen ist
auch im Falle des Hauptmanns Damm verfahren worven ;
die in einigen Blättern erschienene Kritik ist deshalb unberech¬
tigt .

Hrurze Nachrichten aus Kaden .
Berkehrsfperren .

Alle seit Einstellung des Verkehrs, also seit 2 . Februar ge¬
troffenen Verkehrsbeschränkungen, find aufgehoben.

Aufgehoben sind ferner Annahmesperren für Frachtgutwa¬
genladungen nach und durch die Bezirke Köln und Essen sowie
nach Sachsen.

* Der geschäftsführende Ausschuß der Deutschen Bolkspartei
Landesverband Baden, hielt am Sonntag in Karlsruhe eine
Sitzung ab , in der folgende Entschließung gefaßt wurde : „Der
Gesckäslsführende Ausschuß des Landesverbands Baden der
D . V . P . billigt die sachliche u . wirkungsvolle Arbeit der Land¬
tagsgruppe und hat das volle Vertrauen zu ihr , datz sie die
Grundsätze der Partei mit Nachdruck zur Geltung bringen
wird.

"

DZ . Rheinschifsahrt. Infolge der Eisbildung ist die Rhein -
schiffahrt in der vergangenen Woche fast ganz zum Stillstand
gekommen. Nur nach einigen oberrheinischen Häfen konnten
einige wenige Schiffe abgeferttgt werden . Die Dampfschiffe
lassen vor Anker die Maschinen langsam laufen , um eine Ver¬
eisung zu verhindern .

DZ . Hanau , 12 . Febr . Die Einkaussgesellschaft für Hanau -
Land , die die Versorgung des eigenen und auch der benachbar¬
ten Kommunalverbände übernommen hat , schließt mit einem
Verlust von mehreren Millionen Mstrk ab, der auf die schlech¬
ten Balutaverhältniffe zurückzuführen ist.

Aus der Landeshauptstadt .
Aus dem Stadtratsbericht vom 10. Februar .

Einschränknng des Unterrichts wegen Kohlenmangels . Da
infolge des Eisenbahnerstreiks und der strengen Kälte die in
den Kellern einzelner Schulhäuser noch lagernden Kohlenvor -
rate zur Heizung aller Schulen nicht ausreichen , mutz der
Unterricht an den hiesigen Schulen beschränkt und teilweise
zusammengelegt werden.

Berstaatlichnng der amtlichen Fürsorgestelle . Nachdem der
Bezirksverein Karlsruhe des Reichsbundes der Kriegsbeschädig.
ten, Kriegsteilnehmer und Kriegshinterbliebenen den Antrag
auf Verstaatlichung der bisher dem Stadt . Fürsorgeamt ange-
gliederten amtlichen Fürsorgestelle gestellt hat , beschließt der
Stadtrat gegen die Abtretung dieser Aufgabe an die Staats¬
behörde seinerseits keine Einwendungen zu erheben , falls der
Staat sich zur Übernahme der Fürsorgestelle entschließt, obwohl
nach Meinung des Stadtrats die bisherige Art und Weis« der
Besorgung der Geschäfte der amtlichen Fürsorgestelle durch
das Fürsorgeamt keinen Anlaß zu einer Änderung gibt . Da¬
bei Abt der Stadtrat dem Wunsche Ausdruck, datz jedenfalls
auch die künftige staatliche Fürsorgestelle angehalten wird , ein
enges Zusammenarbeiten mit dem Städtischen Fürsovgeamt
besonders in der Jugendfürsorge zu pflegen.

Grnndstücköerwerbung. Der Stadtrat sttmmt der Erwer -
bung .von 18144 Quadratmeter Industrie - und Baugelände
im Knielinger Feld und im Stadtteil Mühlsburg zu.

Unbefugtes Betreten des Stadtgartens . Vier junge Burschen,
die Wer die Einfriedigung in den Stadtgarten einstiegen,
ohne im Besch einer Eintrittshirte zu sein, wurden durch
Strafbefehl Ides Amtsgerichts bezw. Juigenbtzerichts- wegen
Hausfriedensbruch zu Geldstrafen von je 60 M . bezw. je 30
Mark und zur Tragung der Kosten , im Falle der Unbeibring -
lichkeit zu j» 3 Tagen Gefängnis verurteilt .

DZ . Zu dem Schiedsspruch in der Lohnbewegung der Ge-
« eindearbeiter hat die Lohnkommisfion der Gemeindearbeiter
dahin Stellung genommen, datz in den Filialen eine Urab¬
stimmung über Annahme oder Ablehnung stattzufinden hat .
Der Zenttalverband der Gemeindearbeiter (Christliche Gewerk¬
schaft ) hat den Schiedsspruch einstimmig angenommen .

Badische Gememdeschau .
Ausbildung de« Gemeindebeamten.

* Vom Zenttalverband der Gemeindebcamten Badens er¬
halten wir folgende Mitteilung :

Die besondere Ausbildung der Gemeindebcamten erweist sich
durch die Schwierigkeit der Verhältnisse immer mehr als nor-
wendtg. Zwei Gründe find es , die hauptsächlich in Betracht
kommen, nämlich die Unzahl von Gesetzen , Verordnungen und
Bestimmungen, die täglich beachtet werden müssen, und die
Notwendigkeit, aus dem wenigen, was uns noch Wrig blieb »
das beste heraus zu holen » also mit den geringsten Mitteln
die höchste Leistung zu erlange« . Dem Ziel« läßt sich nur

näher Lammen, Wem» der pralnscheu Täligkei: e »ne gute theo»
retffche Ausbildung vorausgeht oder fotzt, wenn so die per-
sönltche Leistungsfähigkeit des einzelnen gefördert wird und
damit die Beamtenzahl vermindert werden kann. Schon vordem Kriege ist die Ausbildung der Gemeindebeantten Gegen¬stand der Behandlung gewesen. Man konnte freilich zu nen¬nenswerten Ergebnissen nicht kommen ; die Verhältnisse waren
damals noch günstiger . Die Not staich noch nicht drohend vor
der Tür . Um so begreiflicher ist es, daß die Städte bezw . Ge-
meindeverbände uird die Organisation der Gemeindebeamten
sich nun dazu entschlossen haben, besondere « usbildungskurseund Prüfungen abzuhalten .

Zurzeit häü der Zenttalverband der Gemeindebeantten Ba-
dens mit dem Badischen Gemeindrverband Ausbildungskurse
für die Beamten der Landgemeinden ab, die gewissermaßenals Vorstufe für die künftig abzuhaltenden Prüfungen ange¬sehen werden können . An den Prüfungen Hecken später alle
Gemeindebeamten unter 30 Jahren , soweit sie Anspruch auf
Einstufung in bestimmte Gruppen erheben, mit Erfolg teilzu -
nehmen . Die Bürgermeister find natürlich nicht inbegriffen .Bei älteren Gemeindebcamten genügt der Besuch von beson¬deren Ausbildungskursen.

Der erste Kurs fand in der Zeit vom 22. bis 28. Januar1022 versuchsweise im Gemeindebeamten - Erholungsheint
(Waldhaus Jakob ) in Konstanz statt.' Stadtrechtsrat Dr . Rösch in Konstanz, behandelte das ©ei.
meinderrcht und die Rechtsknnde , Amtmann Kohlhep vom Be¬
zirksamt Konstanz das Berwaltungs - und P - lizeirecht und
Geschäftsführer Grampp vom Badischen Gemeindeverband -in
Karlsruhe das Bürgerecht, die Steuergesetzgebung und die Ge¬
meindefinanzen . An die einzelnen Borträge schloß sich ein«
Besprechung praktischer Fälle und Fragen an.

-Weitere Ausbildungskurse werden im März im Bea »nte»t-
eriholnngsheim zum „Sternen " in Höllsteig und im April in,Erholungsheim zum „Wiedenselsen" abgehalten . Es ist anzu¬
nehmen , datz -die Beteiligung eine recht große sein -wird.

Gemeindeverwaltungsfragen.
Vom Städtischen Nachrichtenamt Karlsruhe geht uns fol-

gender Bericht zu :
«Der Vorstand des badischen Städteverbandes tagte an»4. d . Mts . in Pforzheim . In der Sitzung wurde zu folgendest

Angelegenheiten Stellung genommen:
Den von Oberbürgermeister Dr . Kntzer -Mannheim in,

Hauptausschutz des Städteverbandes aufgestellten Richtliniest
für die Behandlung der Schulfragen wurde einstimmiig bei¬
gepflichtet.

Die Abänderung des § 26 Abs. 2 des OrtsstratzengesetzvS
nach der Richtung, datz die Stratzenreinigungsgebühr un¬mittelbar von den Mietern und Pachtern erhoben werdestkann , soll erneut beantragt werden. Di« Zurückstellung der
Angelegenheit bis zum Erlaß des Reichsmietengesetzes hältder Vorstand nicht für angezeigt.

Die Vereine für Leibesübung und Jugendpflege werden vonden Städten in erheblicher Weise unterstützt. Um eist richtigesBild über die Gesamtaufwendungen für diesen Zweck zu er¬
halten , wird den Städten empfohlen , die an verschiedenenStellen der Voranschläge erscheinenden Posten in einen Sam -
melpoften zusammenzufassen.

Dem Vernehmen nach rst beabsichtigt , aus Anlaß der Ab¬
änderung des Landessteuergesebes auch eine Abänderung deS
badischen Steuerverteilungsgesetzes dorzunehmen, insbesondere
bezüglich der Bildung des Lastenausgleichsstockes . Der Vor¬
stand muh, wenn mit der Abänderung eine Verschlechterung der
Stellungnahme der Gemeinden beabsichtigt sein sollte , hier¬
gegen ernstlich Verwahrung einlegen. Er mutz ferner grund¬
sätzlich verlangen daß den Städten die Entwürfe der Gesetze
so rechtzeitig mitgeteilt werden, datz ihnen eine eingehende
Stellungnahme möglich ist . Des weiteren beschließt der Vor¬
stand , eine dringende Vorstellung bei der badischen Regierung
dahingehend zu erheben, daß endlich raschestens die bestehendenSteuern veranlagt und erhoben werden.

Der Gemeindezuschlag zur Wertzuwachssteuer enffprichtnicht mehr den bestehenden Verhältnissen. Es soll beantragtwerden , datz die Höchstgrenze für den Gemeindezuschlag auf60 Proz . des Wertzuwachses gesetzlich festgestellt , im Wrigenaber den Gemeinden völlige Freiheit über die Ausgestaltungdes Zuschlags gewährt wird. Die Gebührensätze der Gemeinde¬
gebührenordnung sind unzulänglich. Es soll Erhöhung auf da«
Zehnfache des Friedensftandes beantragt werden.

Da der Erlaß des KommunalabgabengesetzeS wohl noch
längere Zeit auf sich warten lassen wird, soll angeftrebt wer -
den, durch ein Notgesetz die für die Gemeinden noch bestehenden
Schranken in der Erhebung örtlicher Abgaben zu beseitigenDer Entwurf eines solchen Notgesetzes soll mHgearbÄketwerden .

DiS° Aufstellung einer einheitlichen Gemeindesatzung für die
Ruhelohn , und Hinterbliebcnenversorgung der Gemeindebe¬
amten gemäß ß 71 der neuen Gemeindeordnung soll in die
Wege geleitet werden. Es soll beim Ministerium beantragtwerden, den Städten in allen die Jugendwohlfahrt betreffen¬den Fragen Gelegenheit zur Äußerung zu geben . Dabei er¬
achtet es der Vorstand als notwendig, die Bearbeitung der An¬
gelegenheiten der Jugendwohlfahrt bei einem Ministerium zu¬
sammenzufassen . Di« bestehende geteilte Zuständigkeit bei
verschiedenen Ministerien kann auf die Dauer nickt bestehenbleiben . Der Vorstand tritt dem Landesausschutz für die
Altershilfe bei und bezeichnet den Vertreter des Städteverban -des im Ausschuß."

DZ . Mannheim , 12. Febr . Die Arbeiten am Reckarkanalwer¬
fen neue Pläne auf für die Gestaltung des Stadtbildes inner¬
halb des angrenzenden Geländes und die Ergreift »ng Ver¬
kehrs- und wirtschaftsdienlicher Möglichkeiten . So ist jetzt dia
Auffüllung des linksseitigen Neckarvörlandes oberhalb der
Friedrichsbrücke geplant , für die 20000 cbm Auffül¬
lungsmasse notwendig find. Gegen Erstattung der Transport¬
kosten von der Aushebestelle am Neckar wird der Stadt hier¬
für das für den Bau des Neckarkanals anfällig -werdende Aus -
HÄmaterial zur Verfügung gestellt. Die Durchführung de«
Planes erfordert 8 820 000 M . — Aus dem gleichen Gebiet
liegt die geplante Auffüllung des Neckarvörlandes weiter gegen
Seckenheim zu» für die 500000 M. veranschlagt werden.

Wyhlen , 10. Febr . Der Bürgerausschutz genehmigte in sei¬
ner letzten Sitzung einstimmig den Ankauf von Baugelände
im Betrage von 70 000 M. und einen Kredit in Höhe von
600 000 M . an die Gemeinnützige Baugenossenschaft Wyhlen.

DZ . Wehr , 13 . Febr . Der Bürgerausschuß hat mit 20 gegeq
21 Stimmen die stadträtliche Vorlage abgelehnt, die den - 'er¬
kauf des früheren Gasthauses „Zur Krone" an die Mech . Bunt¬
weberei betraf . Die Weberei wollte das Haus für Arbeiter¬
wohnungen umbauen . Der Bürgerausschutz war jedoch der
Ansicht , datz mit Rücksiicht auf die Aufwendungen der Gemeind «
für dieses große Anwesen der Kaufpreis zu niedrig sei . — Für
die Anschaffung einer Motorspritze, die in Schopfheim statio-
niert werden soll , hat der Bürgerausschutz einen namhaften
Beitrag bewilligt.
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Wnser täglich Drot
gib uns beute.

Soziale Betrachtungen der Gegenwatt .
Bon einem Zentrumspolitiker wird uns geschrieben 3
Mit der Verteuerung des Brotpreises um etwa 78 Prozent

wird die Vaterunser -Bitte zu einem sozialen Problem ,
zu einem Bittgebet für alle, denen daS Geld
» cht in den Beutel regnet . Die bevorstehende
Brotpreiserhöhung ist ein furchtbares wirtschaftspoli¬
tisches Ereignis , das namentlich diejenigen Leute aufs schwerste
trifft , die nicht imstande sind , noch etwas zu verdienen, also
besonders die alten Leute und Kleinrentner . Aber auch Me die¬

jenigen , die ein besseres Einkommen haben, die Arbeiter , An¬
gestellten und Beamten werden schwer belastet. Die unaus¬
bleibliche Folge werden neue Lohnforderungen und neue Preis¬
steigerungen sein auch auf den andern Gebieten . Wohin trei¬
ben wir ? Daß diesem verderblichen Kreislauf einmal Abhilfe
geschaffen werden muß, muh heute jeder erkennen . Die . Neu¬
ordnung unserer Finanzlage und die Einführung gröherer
Sparsamkeit im staatlichen Betrieb lassen sich nicht mehr län¬
ger aufschieben.

Wer kennt denn die dunkelsten Ecken des Elends heur« ?
Kommt da dieser Tage ein Mann zu mir und bittet um Ar¬
beit . Er kann fast nicht arbeiten , bricht fast zusammen . Mann ,
was ist mit Ihnen ? Ich habe seit 3 Tagen keinen Bissen ge¬
gessen ! Ja , gibtS denn das auch ? Ich habe keinen Pfennig
Geld . Ja , das gibt es heute . Es ist jener Teil unseres
Volkes, der zu den verschämten Armen und Elenden ge¬
hört , die sich genieren, irgendwo um Unterstützung einzukom¬
men, die im Frieden vielleicht ein kleines Einkommen oder
eine kleine Rente hatten und sich heute — fast hätte ich mich
vermessen zu sagen — von schwarzem Kaffeersatz und Brot er¬
nähren . In diesen Kreisen herrscht ein Elend , das man sich
nicht auSmalen kann. Und es steigt von Tag zu Tag mit der
Geldentwertung . Alle Stände konnten mehr oder weniger
wenigstens einen Teil der Geldentwertung wieder ausgleichen.
Die Bauern durch Preissteigerung aller Lebensmittel , die
Gewerbetreibenden durch entsprechende Preise , die Arbeiter ung
Beamten durch Gehalts - und Lohnerhöhungen . Aber die Klasse
der Kleinrentner , der Kleinpensionäre , Arbeitsunfähigen und
Arbeitslosen kann keine Teuerung durch Streik abwälzen auf
andere oder von anderen tragen lassen.

Was bisher für sie getan wurde, ist ein Tropfen auf den
leihen Stein . Es gibt Leute, welche noch 80—200 M . Rente
im Monat haben, Geld für 10—20 Laib Brot im Monat , sonst
nichts . Diese Armen — und es sind namentlich in den Groß¬
städten nicht ivenige — sehen nur noch 3 Wege vor sich :
1 . Sie brauchen' ihre paar Spargroschen aus der Kriedenszeit
in kurzer Zeit auf und stehen dann vor dem Nichts, oder sie
wollen 2 . ihr heute kleines Kapital als einzige Einnahmequelle
sich erhalten und sterben durch anhaltende Entbehrung langsam
dahin . (Tatsächlich sterben Angehörige dieser Stände rapide
hinweg .) Oder sie ziehen 3 . einen raschen freiwilligen Tod
einem qualvollen Hungertod vor : ein erschreckender Weg, der
nach den Berichten der Selbstmordstatistiken der letzten Zeit in
schauerlicher Vermehrung der Angehörigen der oben genannten
verarmten Stände in Verzweiflung gewählt wird . Da es sich
meist um alte, kränkliche und schwache Leute handelt , vielfach
um Personen , die noch fremder Hilfe bedürfen , ist Selbstver -
dienen meist nicht möglich . Hier hat die Allgemeinheit, vor
Mem der Staat , die Pflicht, einzugreifen . Denn er war eS
auch, dem diese Armen ihr Vermögen größtenteils , mitunter
ganz geopfert haben, und dessen rechtliches Einkommen daraus
Nun durch die Papiergeldflut zu nichts zu zerrinnen beginnt .
Diese Armen gaben einstmals ihr gutes Gold und erhielten
dafür Staatspapiere und Renten , die im Werte dem Gold
gleich waren und für die sie jederzeit Gold eintauschen konn¬

te». Run aber ist der Werl dieser Papiere durch die Geld¬
entwertung um das 36fache gesunken. Diese Leute haben
97 Prozent ihres Vermögens und Einkommen» an den Staat
verloren , sie erhalten nur 3 Prozent des Goldes dafür , das
sie im Frieden hingegeben haben und können sich nur 3 Proz ?
der Ware laufen , welche sie sich ans der Rente im Frieden
kaufen konnten. Den Anderen , den Besitzern von Gütern ,
Fabriken , Sachwerten , Aktien usw. hat man nicht nur ihren
vollen Goldwert gelassen, sondern ihnen zu den Goldwerten
neue Papierwerte gegeben, welche man auf der andere » Seite
den Kleinrentnern abgenommen hat .

Für den Staat gibt es zur generellen Lösung diese» Elends -
Problem» nur 4 Wege : 1 . er sorgt wieder für Golddeckung ,
erklärt , wenn dies nicht möglich ist. den Bankerott , stellt die
Auslandszahlungen ein und sorgt für eine gerechte Verteilung
der Konkursmasse. Dieser Weg dürfte aus den verschieden¬
sten Gründen «icht gangbar sein.

2. Der Staat erwoitert den Begriff der Golddeckung zur
Sachbeckung . Es ist ein Unsinn, wenn nur das Gold in der
ReichSbank die Deckung für die Währung darstellen soll, wo
im Lande Milliarden Goldwerte anderweitig verankert sind in
Sachwerten . So aber erleben wir, daß das Geld derjenigen ,
welche darüber »Gutscheine" hatten (Papier ), fast restlos vom
Staate erfaßt wurde, während das Gold der anderen , sei eS
reines Gold, seien es Sachwerte , in deren Besitz völlig geblie¬
ben ist . Hierzu ein Beispiel : A und B hatten im Frieden ein
Vermögen von 100 000 M . A gab sein Gold dem Staat gegen
Papiergeld , B legte das seine in Sachwerte an . Heute hat A,
da Papiergeld 36 mal weniger wert ist als Gold, noch Mark
100 000 : 36 — 2777 Goldmark. B dagegen hat noch dieselben
100000 M . in Goldmark als Wert oder 3 600 00» M . Papier¬
geldwert . Er ist also 36 mal reicher als A . Dabei zahlt A
von seinen 100 900 M . Papiergeld wahrscheinlich ebensoviel,
ja sogar noch mehr Steuern als B von seinen 100 000 Gold¬
mark . A bezieht noch eine Rente von etwa 400» M . Papier¬
geldwert, B aber von etwa 40—60 000 M . A hat dem Vater¬
land Vermögen und Einkommen -geopfert und hungert , B hat
vom Vaterland noch genommen und lebt mitunter in Saus
und Braus fein Schlemmerleben .

3. Der Staat könnte dem Rentner solch hohe TeueruugSz «»
fchüsse geben, daß diese ein Mindesteinkommen zur Existenz¬
sicherung erhalten . Das würde freilich ein erhöhtes Arbeiten
der Notenpreffe und eine weitere Geldentwertung bedeuten .

4 . Der Staat nimmt eine allgemeine Schuld auf , mit wel¬
cher er den Geschädigten für ihre früheren Goldwerte entspre¬
chende Papierwerte heute hinausgibt , natürlich nur insoweit,
als es die Sicherung der Existenz dieser Leute erfordert .

Ein weiterer Weg zur inneren Gesundung wäre meines
Erachtens eine allgemeine Reuwährung , eine Zusammenle¬
gung des kursierenden Papiergeldes , eine vollständige Stabi¬
lisierung der Valuta nach dieser Operation , eine Ausgleichung
des Staatsetats , eine Einstellung der Notenpresse und damit
eine Höherbewertung der Mark im Inland , was zugleich eine
nominelle gewaltige Herabsetzung der Preise und damit auch
der Löhne und Gehälter , damit der Steuern und Ausgaben
km Innern bedeuten würde.

Staatsanzeiger.
Zu vergeben sind 6 Eheaussteuerpreise von je 871 M. 42 Pf .

aus der Georg-Elisabeth -Stiftung und ans der Maria Bikto-
ria Stiftung (dem sog. altbadrschen Fonds ) in Baden an ver¬
waiste oder vaterlose und andere tugendhafte , arme katholische
Mädchen aus der vormaligen Markgrafschaft Baden , die sich
mit einem katholischen Manne verehelichen und über einen ehr¬
baren und arbeitssamen Lebenswandel nusweisen . Unter sonst
gleichen Verhältnissen erhalten diejenigen, welche durch vier
und mehr Jahre in dem nämlichen Dienst standen, den Vor¬
zug. Verleihungsgesuche sind innerhalb 14 Tagen mit Zeug¬
nissen über Geburt , Bekenntnis , sittliches Verhalten und treue
Dienstleistung, bei der Gemeindebehörde des Heimatortes ein¬
zureichen und von diesen binnen weiteren 14 Tagen dem Be¬
zirksamt mit begründetem Antrag der Vermögens- und Fami -
inilienverhältniffe , vorzulegen. Nur solche Bewerberinnen wer¬
den berücftichtigt , die zum Zeitpunkt der Verleihung der Preise
noch nicht verehelicht sind .

Karlsruhe , den 2. Februar 1922 .
Berwaltungsbof .

personeller Teil .
Ernennungen, Versetzungen , Zuruhesetzungen usw

der planmäßige « Beamte«.
An » dem Bereich des Ministeriums des Juner « .

BerwaüungSobersekrotär Julius Ehret beim Statistisch «»
Laudesamt zum VerwaltungÄnspekt « .

Verwaltungshof .
DaS Staatsministerium hat den AnstattSoberarzt auf wich¬

tigerer Stelle Medizinalrat Vr . August Hegar bei der Heil-
uud Pflegeanstalt MeSloch zu jener in Emmendingen uuld
den AnftaltSotberarzt Medizinalrat Dr . Walter Fuchs in ®«*»
mendiugen unter Ernennung zumi AnsbaltSoberarzt auf wich,
tigerer Stelle zur Anstalt in Wiesloch versetzt .

Ernannt :
Berwaltungsobersekretär Max Beron bei der Heil - uns

Pflgoanstalt Jllenau zum BerwaltunOinfpektor beim Ver»
waltnngÄhof.

Planmäßig angestrllt :
Die Pfleger bei den Heil- und Pflegeanstalten : Kilia»»

Platz, Otto Schneider in Emmendingen , Otto Wejsenbach, Se¬
bastian Bellm, Gregor Weber, Alois Heß , Wendelin Billmme«
in Wiesloch, Hermann Mumpp » Johann Brücker, Aloi»
Scheuble bei Konstanz, Andreas Vogel in Jllenau .

Versetzt :
Maschinenmeister Wert Schulz, Oberpflegcr Adam Schrö¬

ter und -Wertgehilfe Adolf Mast bei der Heil- und Pflegean -
stalt Pforzheim zu jener in Emmendingen , Oberwerkführev
Johann Burkhardt in Pforzheim zu jener in Wiesloch.

Zuruhegrsetzt :
Oberwerkführer Wilhelm Schrafst und Oberpfleger Wil¬

helm Schnürle bei der Heil- und Pflegeani'tvlt Pforzheim .

Justizministerium .
Ernannt :

Oberaufseher Friedrich Rahner beim Amtsgefängnis Kehl
zum Inspektor beim Amtsgefängnis Mannheim , Olberwerk-
führer Heinrich Leser bei der Landesstrafanstalt : Bruchsal zun»
Oberauftelher beim Amtsgefängnis Kehl, Aufseher Kart Gai -
lin» beim Zuchthaus Bruchsal zum! Oberwerkführer bei dev
Landesstrafanstalt Bruchsal, Aufseher August Schüpf beim
Landvsgefangnis Mannheim zum Oberaufseher und die
Schreibgehilfin Anna Freund beim Notariat Schopfheim zue
Kcknzlistin .

Versetzt :
Die Justizobersekretäre Heinrich Fackler beim Landgericht

Mosbach zum Amtsgericht daselbst, Eugen Rausch beim Amts ,
geeicht Karlsruhe zur Staatsanwaltschaft daselbst und Karl
Kölble bei der Staatsanwaltschaft Karlsruhe zum Amtsgericht
daselbst sowie die Justizassiftenten Georg Zimmer beim Notariat
Karlsruhe zum Amtsgericht daselbst und Adolf Schirmer beim
Amtsgericht Karlsruhe zum Notariat daselbst.

Ministerium des Kultus und Unterrichts .
Ernannt :

Lehramtspraktikant Dr . Lambert Kunle von Reute zum
Professor an der Handelsschule in Pforzheim , Regierungsbau -
meifter a . D. Richard Zandt von Wieslest zum Gewerbelehrer
an der Gewerbeschule in Rastatt ;

Verliehen:
Dem Privatdozenterr an der Universität Heidelberg Dr ,

Wolfgang Windelband die Dienstbczeichnung außerordentliche «
Professor fiir die Dauer seiner Zugehörigkeit zum Lehrkörper
der Universität .

Kath. Kultus.
der von Seiner Exzellenz dem Herrn Erzbischof auf Kq

Pfarrei Sölden , Dekanats Breisach, ernannte Pfarrer Antow
Käser, seither Pfarrer in Udenheim , wurde am 32. Januav
1922 kirchlich eingesetzt .

Ministerium der Fiuauzen .
Ernannt :

zum Forstmeister : Forstamtmann Karl Ganter in Karls¬
ruhe und Hermann Bosch in Waldkirch ,

zum Forstamtmann : Forstassefsor Emil Wisweffer in San¬
dern, Or . Karl Ganter in Freibuvg , Max Rinkenbach i»
!Wstngen , Emil Kurz in Pforzheim .

Übertrag« » :
das Forstamt Huchenfeld dem Forstmeister Konstantin!

Schaier , das Forstanrt Offenburg dem Forstmeister Theodo«
Dittmann , das Forstamt Sinsheim dem Forstmeister Reinhard
Engesser, das Forstamt Furtwangen dem Forstmeister Joseph
Fnist, das Forstanrt Eppingen dem Forstmeister Karl Ganten
das Forsramt Kork dem Forstmeister Hermann Bosch.

Gestorben?
Qberpfleger Ludwig Obergfell bei der Heil- und Pflegen «».

statt Gmmeudingen .

Zur Beachtung !
Gemäß den Beschlüssen des Vereins südwestdeutscher Zeitungs -Ver-

leger sind die Zeitungen gehalten :
1. Kurze Hinweise im redaktionellen Teile des Blattes auf Ver¬

anstaltungen von Vereinen (auch Sportklubs ), ebenso Borträge
und Vorstellungen aller Art uur in Berbmduug mit einer An¬
zeige am Tage oder Vortage des Stattfindens der Veranstaltung
aufzunehmen . Diese kurzen Hinweise dürfen keine Angabe über
Eintrittsgeld , Kartenverkauf , Beginn usw . enthalten . Eine Aus -
nähme findet nur statt bei Veranstaltungen von nattonaler und
kultureller Bedeutung , wenn es sich um Wohltätigkeitsveran -
staltungen handelt .

2 . Einsendungen von Behörden zwecks Umgehung des Anzeigeteiles
abzulehnen .

3 . Jede direkte oder versteckte Geschäftsreklame im redakttonellen
Teile abzulehnen .

Zur Vermeidung von Auseinandersetzungen bitten wir unsere Leser
Bon diesen Grundsätzen Kenntnis zu nehmen und weitergehende Wünsche,
deren Erfüllung uns unmöglich ist, nicht zu äußern .

Karlsruhe . Verlag und Redaktion
des Badischen Beobachter- ,
der Badische« Landeszettnng ,
der Badischen Presse,

> des Karlsruher Tagblatte - ,
der Karlsruher Zeitung ,
des Bolk - frenndS .

Hochbauarbeiten für d >e
neue Siedrohrwertstätte
7N jc« r Hauptwerkstätte
Karlsruhe zu vergeben.
Wechnerz, Verputz-, Gla¬
ser-, Schreiner -, Schlos¬
ser- und Anstreicherarbei-
teu Pläne und Bedmg-
nisheft auf dem Baubüro
im Hofe der BerwA -
tl'.ngsgebäudes der Hanpt -
werkstätte Eingang Wie»
landstraße von 8—12 Uhr
vormittags zur Einsicht .
Dort auch Abgabe der An.
gebo.svorSrucke. Kein
Versand nach auswärts .
Angebot verschlossen und
mtt der nötigen Aufschrift
bis jlän^stens Samstag ,
dr« 18. Februar 1922,
vormittags 10 Uhr, auf
dem Baubüro der Haupt »
Werkstätte einzureichen.
Zuschlagsfrist drei Wo¬
chen. 8 .908 .2 .
Karlsruhe , 10. F -br . 1922 .
Hochbaubür» der Eisen¬

bahngeneratbirektiou

Zjeos Fiällfhtl &r *

ßas moderne Sehrrtb &eröf

g&pvxH.
und Schr -Äpsptdr .

AO. Edtn1uuif:EWfeo MhM l&pztg -JV.

t rr
^ - -

T777V

\-rrn .

Badisches Landestheater .
Mittwoch , 15 . Febr . 7—V,10 Uhr . Mk . 25.—.

Volksbühne
f reum j HeißspOlU

HMmtil .
evang-, sucht auf 1 . April
Stelle . Zuschriften erbitt«

« Sicher» Drexler.
Alten bnrg

Lindenaustr - 25 .

Mtt -n.Untenflieta ’taipg wrlsiche
( <§.» .) Mitgl . des Landesverbandes u . Bund Deutsche
Mietervereine . Geschäftsstelle : Morgenstr . 81p .,
Sprechstunden täglich 5-7 Uhr, Mittwoch 8-9 Uhr
abends „Unter den Linden *, Kaiserallee 71 . K 077

Metallbetteu
Stahlmatr ., Kinderbett-, direkt
an Private, Katalog 78 R. frei-
NsmmöbelfabrtkSuhl(Thürtz

I
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